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I. Vorwort
Die junge Generation, vom Historiker Paul Nolte als „Generation Reform“ bezeich-
net, hat in den vergangenen Jahren im Zeitraffer die unterschiedlichsten Phasen 
wirtschaftlicher Entwicklung erlebt: 
Vom Aufbruch der „New Economy“ in den Jahren 2000/2001 über die wirt-
schaftliche Depression der Jahre 2002 und 2003, bis hin zur Neuorientierung und 
der Durchführung von sozialpolitischen Reformen (z. B. „Hartz IV“) in den Jahren 
2004 und 2005 hat die Generation der heute 20–35-Jährigen alle Phasen eines 
Konjunkturzyklusses durchlaufen: Aufschwung, Stagnation und Rezession. 
Diese Epoche des wirtschaftlichen Wandels bildete den zeitgeschichtlichen 
Hintergrund für diverse wirtschafts-, finanz- und sozialpolitische Fragestellungen, 
die die Teilnehmer auf den programmatischen Wochenenden der Friedrich-Nau-
mann-Stiftung bearbeitet haben. 
Der Verfasser, Jurist und als wissenschaftlicher Mitarbeiter im Bundestag tätig, 
hat zwischen 2000 und 2006 Arbeitskreise auf den programmatischen Wochen-
enden geleitet.
Die Teilnehmer waren Schüler, Studenten und junge Akademiker aus allen Tei-
len Deutschlands, die ihre – naturgemäß unterschiedlichsten – Erfahrungen in die 
Seminararbeit einbrachten. 
Diese Publikation soll eine Dokumentation der wesentlichen Ergebnisse die-
ser programmatischen Wochenenden sein und gleichzeitig aufzeigen, welche der 
politischen und gesellschaftlichen Forderungen, die in den Wochenendseminaren 
entwickelt wurden, mittlerweile in die politische Realität umgesetzt worden sind. 
Da die Teilnehmer stets wechselten und die Ergebnisse auch häufig das Resultat 
von Abstimmungen mit Mehrheitsentscheidungen waren, können die Beschlüsse 
nicht die Meinungen aller Teilnehmer wiedergeben. 
Die Broschüre erhebt daher nicht den Anspruch, die Meinung eines jeden Semi-
narteilnehmers abzubilden, sondern soll die wesentlichen Leitlinien und Beschlüsse 
aufzeigen, die teilweise auch aufgrund von kontroversen Diskussionen gefasst wur-
den. Einzelne Beiträge und Stellungnahmen sind vom Verfasser selbst auf Grundlage 
der geführten Debatten und Entscheidungen erstellt worden.
Allen Teilnehmern an den Seminaren sei daher an dieser Stelle gedankt für die 
stets konstruktive Mitarbeit und viele spannende Debatten. Dem Liberalen Institut 
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der Friedrich-Naumann-Stiftung gebührt der Dank des Verfassers für die Möglich-
keit, die Ergebnisse unserer Arbeit veröffentlichen zu können. 
Patrick Arora
im Frühjahr 2007
II. Grundsätzliches
1.	 Ethische	Dimensionen	der	Marktwirtschaft
Hinter vielen politischen Debatten über Einzelthemen, die über die Jahre geführt 
wurden, stand die zentrale Fragestellung, was eine freiheitlich organisierte Wirt-
schaft ausmacht. Bedeutet sie Markt um jeden Preis? Hat sie Regeln und Schranken? 
Wenn ja, wo sind diese zu ziehen? Sind Massenarbeitslosigkeit und die Rekordzahl an 
Insolvenzen Folge der so genannten „neoliberalen“ Politik oder fehlt es nicht gerade 
genau an dieser? Was sind die Voraussetzungen eines ethisch zu verantwortenden 
Kapitalismus? Mit diesem Thema befassten sich die Seminarteilnehmer im Sommer 
2004 besonders intensiv.
Die Akzeptanz der Marktwirtschaft ist seit Jahren fallend. Immer mehr Men-
schen machen die Marktwirtschaft für die seit Jahren stagnierende oder rezessive 
wirtschaftliche Entwicklung verantwortlich. Skandale in Unternehmen befördern 
ein Klima, in dem weite Teile der Bevölkerung eine stärkere Begrenzung freien 
Wirtschaftens fordern. 
Von „Raubtierkapitalismus“ und der „Notwendigkeit der Zügelung der Markt-
wirtschaft“ ist die Rede. Wir setzen dieser öffentlichen Stimmung das Konzept 
einer freien und gerechten Marktwirtschaft entgegen: Nicht die Marktwirtschaft 
hat versagt, sondern die bürokratische Staatswirtschaft mit ihrer überbordenden 
Bürokratie, ihrem stetig steigenden Staatsanteil und ihren zu hohen Steuern.
Dennoch verschließen wir nicht die Augen vor den Problemen, mit denen Men-
schen in der Marktwirtschaft vor dem Hintergrund der fortschreitenden Globali-
sierung konfrontiert werden. 
Sind beispielsweise wesentliche Teile der Skandale an den Aktienmärkten zu 
Beginn dieses Jahrzehnts durch zivil- und strafrechtliche Ahndung zu sanktionie-
ren, so kann die notwendige Rückbesinnung auf die Grundlagen der Marktwirt-
schaft jedoch nur dann gelingen, wenn sie sich der Bevölkerung als ein freies und 
gerechtes System präsentiert. 
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Das marktwirtschaftliche Prinzip des individuellen Profitstrebens ist nur dann 
gesamtgesellschaftlich zu rechtfertigen, wenn es vom Grundprinzip der Chan-
cengleichheit flankiert wird. Chancengleichheit bedeutet hierbei die soziale und 
rechtliche Gleichheit des Marktzugangs und damit die Chance zur Wahrnehmung 
der Marktmöglichkeiten.
Marktwirtschaft	bedeutet	gerechte	Startchancen
Ethisch verantwortbar ist das Recht auf individuelles Profitstreben nur, wenn alle 
Menschen die gleichen Startchancen haben. Eine gerechte Chance zur Wahrneh-
mung der Möglichkeiten am Markt setzt in zunehmendem Maße Wissen voraus. 
Der gleiche Zugang zu Bildung im Kindesalter und die Möglichkeit zur Weiterbil-
dung in Form lebenslangen Lernens sind somit zu gewährleisten. 
Unabhängig von der Möglichkeit der individuellen Beteiligung des Einzelnen an 
den Kosten für Bildung (z. B. über Studienbeiträge o. ä.), ist es Aufgabe der Gemein-
schaft, für ein allen offen stehendes Bildungssystem zu sorgen und gerade denje-
nigen, die noch nicht über die finanziellen Mittel zur Eigenfinanzierung verfügen 
und somit in besonderem Maße auf Bildung und Qualifizierung angewiesen sind, 
den Zugang zu ermöglichen. Hierbei sind zu allererst Stipendien und Bildungskre-
dite zu nennen. 
Erben und Vererben beinhalten aus liberaler Sicht ein Dilemma: Einerseits ist 
das Vererben ein Teil der Privatautonomie und damit elementarer Bestandteil einer 
liberalen Wirtschaftsordnung, andererseits beeinträchtigt es die Chancengleichheit 
von Menschen, weil in jungen Jahren ungleiche Startbedingungen entstehen, die 
nicht auf eigener Leistung beruhen, sondern allein Produkt des Zufalls sind.
Die Erbschaftsteuer muss einen Ausgleich zwischen diesen beiden liberalen 
Gedanken leisten. Sie greift – ähnlich wie die Einkommensteuer – dort ein, wo ein 
Zuwachs an finanzieller Leistungsfähigkeit entsteht. Ziel muss es sein, niedrige 
Erbschaften steuerlich zu entlasten und höhere Erbschaften steuerlich verhältnis-
mäßig stärker zu belasten. Eine Senkung über den gesamten Tarif ist dabei anzu-
streben. Eingriffe in die Entscheidungsfreiheit des Vererbenden – provoziert durch 
unterschiedliche Steuerklassen – sind abzuschaffen.
Marktwirtschaft	bedeutet	gerechte	Verteilung	der	Lasten
Menschen haben sich zu Gesellschaften zusammengetan, deren institutionalisierte 
Form der Staat ist. Sie haben diesem das Gewaltmonopol übertragen und ihn mit 
der Wahrnehmung bestimmter Aufgaben betraut, die dieser rechtlich oder faktisch 
als Monopolist wahrnimmt. 
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Ungeachtet der Frage, ob all das, was zurzeit vom Staat geleistet wird, auch 
weiterhin vom Staat geleistet werden muss – also die Frage der Aufgabenkritik 
– braucht der Staat zur Wahrnehmung der von ihm übernommenen Aufgaben Geld. 
Dieses Geld nimmt er über Steuern ein. 
Steuern sind ein Eingriff in die individuelle Freiheit des Einzelnen, weil sie dem 
einzelnen Bürger finanzielle Leistungsfähigkeit entziehen. Eine Besteuerung ist nur 
dann gerecht, wenn sie sich am Zuwachs individueller Leistungsfähigkeit orientiert 
und diesen Zuwachs – auf welche Weise auch immer er erzielt wurde – möglichst 
einfach und für alle Steuerpflichtigen gleich besteuert. Ein Steuersystem muss darü-
ber hinaus dem Umstand Rechnung tragen, dass Bezieher höherer Einkommen auch 
in anderer Weise als Bezieher niedrigerer Einkommen von den staatlicherseits zur 
Verfügung gestellten öffentlichen Gütern profitiert haben. Dies rechtfertigt etwa 
im Bereich der Einkommensteuer einen progressiven Steuertarif.
Wir schlagen hierbei ein Steuersystem mit nur noch drei Steuersätzen vor: 
15 %, 25 % und 35 %. Dieser Tarif muss für natürliche und für juristische Personen 
gleichermaßen und für alle Arten von Einkünften gelten. Es gibt kein „gutes Ein-
kommen“ und kein „schlechtes Einkommen“.
Vor diesem Hintergrund ist auch eine Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge denk-
bar, um auf eine einfache und unbürokratische Weise den Finanzplatz Deutschland 
und die Aktienkultur zu stärken. Sollte sich erweisen, dass der von uns angedachte 
Spitzensteuersatz von 35 % international nicht wettbewerbsfähig ist, muss darüber 
nachgedacht werden, diesen weiter zu senken. 
Eine Spekulationsfrist, nach der Gewinne aus Wertpapierverkäufen steuerfrei 
sind, widerspricht ebenfalls dem Grundsatz der Gleichheit der Besteuerung und 
ist daher abzulehnen. Sinnvoll erscheint, auch hier eine einfache und internatio-
nal wettbewerbsfähige Pauschalversteuerung vorzunehmen. Allerdings muss bei 
Anlagen, die bereits in der Vergangenheit im Hinblick auf die Zukunft, etwa zur 
Alterssicherung, getätigt wurden, eine Regelung gefunden werden, die den Ver-
trauensschutz berücksichtigt. 
Marktwirtschaft	bedeutet	Rechtstreue
Mittlerweile werden 16 % des Bruttoinlandsprodukts in der Schattenwirtschaft, d. 
h. außerhalb des bestehenden Systems der Sozialversicherung und der Besteuerung 
erzielt. Durch einfache und unbürokratische Regelungen, wie eine Pauschalbesteu-
erung im Niedriglohnbereich, und die Senkung der Steuer- und Abgabenlast sind 
die Anreize zur Flucht in die Schwarzarbeit abzubauen. 
Junge_Ideen-innen-NEU-A.indd   8 07.12.2007   8:46:16 Uhr
	 Junge	Ideen	für	eine	moderne	Wirtschafts-,	Finanz-	und	Arbeitsmarktpolitik	 
Wir sehen jedoch trotz der noch nicht umgesetzten Vereinfachungen insbe-
sondere die systematische Schwarzarbeit als nicht hinzunehmende und verfol-
gungswürdige Verletzung der Rechtsordnung an. Es ist mit den Grundprinzipien 
der Marktwirtschaft unvereinbar, wenn Einzelne eigene Ausnahmen von den für 
alle geltenden Regelungen generieren und auf diese Weise Marktverzerrungen zu 
Lasten von Wettbewerbern und der Gemeinschaft entstehen. 
Marktwirtschaft	bedeutet	Ausgleich	von	Informationsvorsprüngen
Nur der informierte Konsument ist in der Lage, das aus seiner Sicht beste Angebot 
auszuwählen. Die nötigen Informationen kann er sich aber tatsächlich oder zumin-
dest wirtschaftlich sinnvoll nicht selbst beschaffen, da der Anbieter einen kaum 
überbrückbaren Wissensvorsprung hat. Um diese Informationsasymmetrien auszu-
gleichen, hat es eine zunehmende Stärkung des Verbraucherschutzes gegeben. 
Dies ist aus marktwirtschaftlicher Sicht begrüßenswert, denn es handelt sich 
nicht um eine „soziale Wohltat“, sondern um eine Voraussetzung zur Existenz des 
freien Marktes selbst. Dabei ist freiwilligen Selbstverpflichtungen der Vorrang 
einzuräumen vor staatlichen Maßnahmen. Dirigismus ist ein dem Markt fremdes 
Element.
Marktwirtschaft bedeutet das Recht auf Teilhabe am volkswirtschaftlichen 
Kapital. Dies vollzieht sich zunehmend durch die Anlage auch kleinerer Beträge an 
den Kapitalmärkten. Wir begrüßen diese Entwicklung: Die Industriegesellschaft, die 
von einer Aufteilung in Kapital und Arbeit geprägt war, wird von einer Gesellschaft 
von Teilhabern abgelöst.
Nur wer für sein eingesetztes Geld ein Äquivalent an Einfluss auf ein Unterneh-
men bekommt, wird bereit sein, sein Geld an den Kapitalmärkten zu investieren. Die 
Stärkung der Transparenz bei wichtigen Unternehmensentscheidungen und die Stär-
kung der Hauptversammlungen liegen insoweit im Interesse des Marktes selbst. 
Hierbei ist auch das gestiegene Wissen der Anleger zu berücksichtigen, was be-
deuten kann, dass bestimmte, den Anleger schützende Regelungen ihre Bedeutung 
verloren haben, um auf diese Weise einen fairen Interessenausgleich zu schaffen. 
Eine Unterscheidung zwischen guten Kleinanlegern (private Kleinanleger) und 
schlechten Kleinanlegern (institutionelle Minderheitsbeteiligte) kann es hierbei 
nicht geben: es gilt auch hier das Prinzip „one share, one vote“. 
Junge_Ideen-innen-NEU-A.indd   9 07.12.2007   8:46:16 Uhr
10	 Junge	Ideen	für	eine	moderne	Wirtschafts-,	Finanz-	und	Arbeitsmarktpolitik
Marktwirtschaft	bedeutet	Toleranz
Marktwirtschaft lebt von Vielfalt. Nur dort, wo Menschen unabhängig von persön-
lichen Merkmalen wie Behinderung, Rassezugehörigkeit oder Geschlecht gleichen 
Marktzugang haben, kann sich Marktwirtschaft frei entfalten, und die Marktwirt-
schaft behält die ethische Dimension der Gleichberechtigung aller. 
Darüber hinaus gilt: Vielfalt und gleicher Marktzugang sind die Voraussetzungen 
für echten Wettbewerb um die besten Ideen, Produkte und Angebote. Toleranz 
ist also sowohl aus humanitärer wie aus marktwirtschaftlicher Sicht unverzichtbar. 
Toleranz ist im Wesentlichen eine gesellschaftliche Kategorie und lässt sich 
nur begrenzt durch staatliche Mittel umsetzen bzw. durchsetzen. Dennoch kann 
staatliches Handeln geboten sein, um im Einzelfall für die Gleichheit des Markt-
zugangs zu sorgen und auch eine Signalwirkung für die Gesellschaft als Ganzes 
zu erzielen. 
Wir stehen daher gesetzlichen Regelungen, die bei öffentlich angebotenen 
Gütern eine Ungleichbehandlung aufgrund von Behinderung, Rassenzugehörigkeit, 
Geschlecht oder Religion verhindern, sofern nicht ein sachlicher Grund für eine 
Ungleichbehandlung vorliegt, nicht grundsätzlich ablehnend gegenüber. Hierbei 
erscheinen uns die Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (insb. § 826 BGB) 
jedoch ausreichend. 
Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ist bei der 
nationalen Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben ein Hinausgehen über die 
hierzu ergangenen EU-Richtlinien („gold plating“) jedoch abzulehnen. 
Marktwirtschaft	bedeutet	soziale	Absicherung
Eine freie und gerechte Marktwirtschaft schließt sozialen Ausgleich nicht aus; im 
Gegenteil: sozialer Ausgleich ist eine Voraussetzung für wirtschaftliches Handeln, 
weil die Angst vor existenzieller Not marktwirtschaftliches Handeln, das sachlo-
gisch auch ein Risiko und die damit verbundene Möglichkeit des Scheiterns bein-
haltet, verhindert. 
Plastisch heißt dies: Wer Angst davor haben muss, im Falle des Scheiterns ver-
hungern oder erfrieren zu müssen, wird kaum ein Risiko eingehen.
Allerdings ist die individuelle und private Absicherung einer kollektiven Absi-
cherung vorzuziehen, da sie individuelle Lebensentscheidungen und Risiken besser 
abbilden kann. Insoweit sind die sozialen Sicherungssysteme weitestgehend von 
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einer Pflicht zur Teilnahme an einer gesetzlichen Versicherung auf eine Pflicht zur 
individuellen und privaten Versicherung umzugestalten. 
Dennoch sehen wir, dass es außerhalb einer verpflichtenden privaten Absi-
cherung auch eine öffentlich organisierte Absicherung geben muss, die gegen 
existenzielle Not absichert. Diese begrenzte Basisabsicherung ist kein Almosen, 
sondern ein Anspruch.
Dies ist aus unserer Sicht am besten durch das Modell des Bürgergelds zu re-
alisieren, mit dem sozialer Schutz und Anreize zur eigenen Einkommenserzielung 
auf unbürokratische Weise miteinander verbunden werden. Ziel jeder staatlichen 
Transferleistung muss es sein, den Bürger zu einem selbstbestimmten Leben zu 
verhelfen und keine Daueralimentation zu schaffen. 
Marktwirtschaft	bedeutet	Verantwortung	für	die	eine	Welt
Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit und Marktwirtschaft sind eine untrennbare 
Einheit zur Entwicklung insbesondere der Länder, die wirtschaftlich rückständig 
sind. Gerade in den Ländern, in denen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit fehlen 
und ungleiche Marktzugangschancen herrschen, ist die soziale Not in Form von 
Hunger und Elend am größten. 
Die Verantwortung der Industriestaaten geht hierbei über die politische Ent-
scheidung zur Gewährung von Entwicklungshilfe hinaus. In einer globalisierten 
Welt muss eine freie und gerechte Marktwirtschaft einen Beitrag zur Entwicklung 
gerade der schwachen Länder leisten. Handelsbarrieren und Subventionen zu La-
sten eines freien Welthandels müssen abgebaut werden. 
Eine ethisch verantwortliche Marktwirtschaft muss aber auch Menschenrechte 
achten und darf nicht aus fehlender Rechtsstaatlichkeit in manchen Teilen der Welt 
individuellen Profit ziehen. Eine Ablehnung von Marktwirtschaft als solcher und 
ihre Bekämpfung sind die unmittelbaren Folgen.
Öffentliche Aufträge dürfen deshalb künftig nicht an Unternehmen vergeben 
werden, die Kinderarbeit, Waffenexporte in Krisengebiete oder andere gravierende 
Menschenrechtsverletzungen unmittelbar oder mittelbar fördern. 
Marktwirtschaft	bedeutet	Risiko
Marktwirtschaft beinhaltet das Recht auf Streben nach Glück. Sie beinhaltet das 
Recht auf wirtschaftliche Betätigung bei einem Minimum an staatlicher Reglemen-
tierung. Sie beinhaltet auch das Recht auf Misserfolg – ein Recht auf Scheitern. 
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Das Recht auf Scheitern ist notwendiger Bestandteil einer Marktwirtschaft. 
Nur wer weiß, dass er im Falle des Scheiterns eine zweite Chance hat, wird ein 
Risiko, z. B. in Form einer Existenzgründung, eingehen. Dazu ist neben rechtlicher 
Regelungen, etwa im Insolvenzrecht, auch ein gesellschaftliches Klima erforder-
lich, das ein Scheitern einer Existenzgründung nicht mit einem „bürgerlichen Tod“ 
gleichsetzt. 
Wer im Falle einer Insolvenz pauschal als „Betrüger“ oder „Konkursverschlepper“ 
diffamiert wird, hat eine solche zweite Chance gerade außerhalb von anonymen 
Gebieten nicht. 
Der Abbau von Regulierung beinhaltet gleichzeitig auch ein Zuwachs an Risiken. 
Über diese theoretischen Überlegungen besteht ein weitgehender gesellschaftlicher 
Konsens. Im konkreten Fall bedeutet dies jedoch auch ein höheres individuelles Ri-
siko – etwa im Hinblick auf Unfälle. Grundsätzlich die übertriebene Bürokratie zu 
kritisieren, in Unglücksfällen aber nach staatlichen Verantwortlichkeiten zu fra-
gen und Haftungen zu verlangen („Wieso hat der Staat da nicht gehandelt?“), ist 
widersinnig. 
Liberale müssen sich dieses Widerspruchs bewusst sein und sind daher aufge-
rufen, in öffentlichen Debatten auf diesen Zusammenhang hinzuweisen. 
Marktwirtschaft	ist	ein	Zukunftsmodell
Die gegenwärtigen nationalen und internationalen wirtschaftlichen Probleme sind 
nur durch ein Mehr an Marktwirtschaft in den Griff zu bekommen und nicht durch 
ein Weniger an Marktwirtschaft. 
Das Bekenntnis zu und die Verstärkung von individuellem Profitstreben ist die 
Lösung und nicht das Problem. Individuelles Profitstreben und der damit verbun-
dene freie Austausch von Waren und Dienstleistungen sind hierbei nach den vor-
genannten Grundsätzen zu gestalten, um einen möglichst breiten Marktzugang 
und gerechte Marktregelungen für alle zu ermöglichen. 
Junge_Ideen-innen-NEU-A.indd   12 07.12.2007   8:46:16 Uhr
	 Junge	Ideen	für	eine	moderne	Wirtschafts-,	Finanz-	und	Arbeitsmarktpolitik	 1
III. Globalisierung und demographische Entwicklung
Nicht erst seit dem der frühere Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Rede zur 
Agenda 2010 im März 2003 die Globalisierung und den veränderten Altersaufbau 
der Bevölkerung als die wesentlichen Veränderungen für die deutsche Wirtschaft 
und die deutschen Sozialsysteme bezeichnet hat, ist allen Wirtschafts- und So- 
zialforschungen gemeinsam, dass durch diese beiden Entwicklungen dramatische 
Veränderungsprozesse ausgelöst werden: Die Wirtschaft wird internationaler und 
flexibler und die Bevölkerung Deutschlands wird geringer und älter. 
Welche Folgen sind daraus zu ziehen? Was bedeutet Globalisierung über die 
Möglichkeit der Produktionsverlagerung hinaus? Welche ethischen Konsequenzen 
sind für transnationale Konzerne zu ziehen? Wie leben wir in 50 Jahren in einem 
Land, das sich in seiner Sozialstruktur so grundlegend verändert hat? Mit diesem 
Themenkomplex befassten sich die Teilnehmer im Winter 2002/2003.
1.	 Globalisierung	–	Freiheit	grenzenlos?
Seit Jahren gibt es wohl keine wirtschaftspolitische Diskussion mehr, in der nicht 
das Wort „Globalisierung“ fällt. Globalisierung ist jedoch bei Weitem kein allein 
ökonomischer Prozess. Der Prozess der Globalisierung ermöglicht genauso die 
Transparenz und den Dialog, aber auch die Konfrontation von Wertvorstellungen, 
kulturellen und religiösen Überzeugungen und Gesellschaftsentwürfen. 
Dabei darf ein Zusammenhang nie vergessen werden: Wirtschaft braucht Frei-
heit und Freiheit braucht Wirtschaft. 
Liberale empfinden individuelle Lebensentwürfe und Werte, aber auch kollek-
tive Unterschiede nicht als Bedrohung, sondern als Bereicherung. Vielfalt und Un-
terschiede ermöglichen das Hinterfragen der eigenen Wertvorstellungen und sind 
so der beste Schutz gegen Diktatur und Hegemonie.
Die Voraussetzung für einen gelungenen Dialog ist Toleranz, d. h. den Anderen 
in seinem „So-sein“ zu akzeptieren. 
Toleranz und die Aufnahme fremder kultureller Wertvorstellungen bedeuten 
jedoch keine Beliebigkeit. Die Grenze der Toleranz ist dort erreicht, wo diejenigen 
Freiheitsrechte des Einzelnen bedroht sind, die einen offenen Dialog und einen 
kulturellen Austausch überhaupt erst möglich machen. 
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Zu diesen unveräußerlichen Rechten gehören nach unserer Auffassung die in 
der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ niedergelegten Rechte. Dazu 
gehören jedoch auch die Abschaffung der Todesstrafe und die Freiheit der Presse. 
Diese Rechte müssen nach liberalem Verständnis weltweit gelten. 
Leider sieht die Realität oft anders aus: Die Pressefreiheit ist in vielen Ländern 
lediglich auf dem Papier vorhanden, Folter und Todesstrafe sind in vielen Ländern 
traurige Realität. Die Globalisierung befördert das Aufdecken dieser Missstände 
und fordert zum Widerspruch gegen Menschenrechtsverletzer auf.
Auch in einer globalisierten Welt werden Menschen mit gemeinsamen Wert-
vorstellungen Kulturkreise bilden. Diese können sich auch neu bilden und bestehen 
oftmals über politische Grenzen hinweg. Die EU ist hierfür das beste Beispiel. 
Alle Kulturkreise haben das Recht, sich so zu organisieren, wie sie es aus reli-
giöser, politischer, historischer oder wirtschaftlicher Überzeugung wünschen. 
Sekundäre Menschenrechte, wie das Recht auf soziale Sicherheit oder das 
Recht auf Bildung, oder tertiäre Menschenrechte, wie ein Recht auf eine gesunde 
Umwelt, sollten innerhalb der bestehenden oder sich bildenden Kulturkreise nach 
Tradition, System und soziologischen Begebenheiten organisiert werden können. 
Vereinheitlichungen dürfen nur aus individueller Überzeugung, etwa in Form von 
Selbstverpflichtungen oder Verträgen geschehen, nicht aber durch Kulturkreise 
aufgezwungen werden. 
Kulturkreise – gleich welcher Art – haben den Anspruch auf Achtung und Re-
spekt. Die Vielfalt der Kulturen muss bewahrt werden, da die Globalisierung in ei-
nigen Bereichen Eigenheiten von Ethnien vereinheitlichen kann, die erhaltenswert 
sind. 
Deswegen gilt auch in einer immer enger zusammenrückenden Welt, dass die 
Förderung und die Akzeptanz von kleineren Kulturkreisen ein unerlässlicher Be-
standteil einer Weltgemeinschaft sein muss.
Vor der Herausforderung, dieses Verständnis von Freiheit zur Grundlage ihres 
Handelns zu machen, stehen hierbei Staaten genauso wie Unternehmen, die oftmals 
eine viel größere Chance zur Einflussnahme auf Staaten haben als beispielsweise 
Nachbarstaaten oder die Vereinten Nationen. Dies ist nicht per se schlecht, wenn die 
Unternehmen ihre Freiheit und ihren Einfluss verantwortlich zu nutzen wissen. 
Unternehmen können im Prozess der Globalisierung zum Vorreiter für Demo-
kratie und Menschenrechte werden, wenn sie selbst zeigen, dass ökonomisches Ge-
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winnstreben und die Achtung fundamentaler Rechte des Einzelnen kein Gegensatz 
sein müssen. Das liberale Verständnis von Marktwirtschaft beinhaltet kein Recht 
auf Gewinnmaximierung um jeden Preis, sondern verlangt ein ethisch verantwor-
tetes Gewinnstreben.
Die Ächtung von Kinderarbeit, die Einhaltung von elementaren Arbeitsschutz-
rechten und das Sich-Eingliedern in das kulturelle Umfeld sollten daher zum 
Verhaltenskodex eines jeden international agierenden Unternehmens gehören. 
Selbstverpflichtungen und Anreizsysteme wie Siegel oder Zertifikate können hier-
bei auf marktkonforme Weise die Einhaltung von ethischen Standards überprüfbar 
machen.
Staaten sind im Prozess einer immer enger zusammenrückenden Welt einem 
immer höheren Rechtfertigungsdruck in Bezug auf Freiheitseinschränkungen ihrer 
Bürger ausgesetzt. Dies ist zu begrüßen.
Kein Machthaber darf sich jemals sicher sein können, für seine Taten nicht per-
sönlich zur Verantwortung gezogen zu werden. Slobodan Milosevic, Augusto Pino-
chet, Pol Pot – sie alle haben elementare Rechte ihrer Bürger mit Füßen getreten. 
Wer grundlegende Freiheitsrechte seiner Bürger fortwährend und systematisch 
verletzt und eine Verhaltensalternative hatte, muss damit rechnen müssen, dafür 
zur Rechenschaft gezogen zu werden. Der internationale Strafgerichtshof, der ge-
genwärtig nur über eine sehr begrenzte Kompetenz verfügt, muss daher gestärkt 
werden. Seine Kompetenzen sind nach und nach zu erweitern, um einen Mindest-
schutz aller Menschen zu gewährleisten. Möglich wäre, regionale Untergerichte zu 
bilden, die auf der Grundlage allgemeiner Maßstäbe Recht sprechen. Dies erhöht 
die Akzeptanz bei den Betroffenen und gewährleistet, dass die „Freiheitssicherung 
durch Abschreckung“ nicht als Einmischung von außen empfunden wird. 
In dieser Weise verstanden, ist der Prozess der Globalisierung nicht nur eine 
Chance für mehr ökonomischen Wohlstand für alle, sondern kann mithelfen, die 
faszinierendste Idee der Welt für immer mehr Menschen zur Wirklichkeit werden 
zu lassen: Freiheit. 
2.	 Deutschland	2050	–	Leben	in	einer	alternden	Gesellschaft
Im Jahre 2050 wird die Bevölkerung Deutschlands nach Prognosen des Statistischen 
Bundesamtes von zurzeit 82 Mio. auf 65 Mio. Einwohner zurückgegangen sein. 
Gleichzeitig wird der Anteil der Personen, die älter sind als 60 Jahre, stark anstei-
gen. Deutschland droht also nicht nur ein Schrumpfen der Bevölkerung, sondern 
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auch eine Vergreisung. Dies hat Auswirkungen auf die Sozialsysteme, die Arbeits-
welt und die Innovationsfähigkeit der Bevölkerung.
Unter Beibehaltung der bisherigen Altersgrenzen und Erwerbsstrukturen geht 
damit eine Verminderung des Erwerbspotenzials einher: Immer weniger Kindern 
und jungen Menschen stehen immer mehr Rentner gegenüber. Dies wird die um-
lagefinanzierten Sozialversicherungssysteme implodieren lassen. 
Ältere Menschen werden jedoch durch die fortschreitenden medizinischen Ent-
wicklungen und einen Wandel der Arbeitswelt – weg von der Industriearbeit, hin 
zu mehr Arbeit in Dienstleistungsberufen – immer länger arbeitsfähig bleiben. Die 
Tendenz zur verstärkten Nachfrage nach persönlichen Dienstleistungen, etwa im 
Wellness- und Gesundheitsbereich, wird gleichzeitig gesamtgesellschaftlich stei-
gen. Dies hat zur Konsequenz, dass die wirtschaftliche Entwicklung künftig wieder 
stärker personengebunden sein wird. Soll die Volkswirtschaft also in Zukunft wei-
ter wachsen, muss das Erwerbspotenzial, das ältere Menschen einbringen können, 
genutzt werden. 
Künftig wird es in viel stärkerem Maße einen gleitenden Übergang in den Ru-
hestand geben. Das Modell, nach dem bis zum 65. Lebensjahr grundsätzlich eine 
volle Erwerbstätigkeit angestrebt wird, und danach der vollständige Rückzug in 
den Ruhestand erfolgt, wird durch einen gleitenden Übergang mit befristeten Be-
schäftigungen und Teilzeitarbeit abgelöst werden müssen. 
Ältere Menschen sind aufgrund ihrer wirtschaftlichen und persönlichen Lage 
eher bereit, Teilzeitarbeit anzunehmen, und wünschen diese auch. Um dieser Be-
reitschaft auch ein entsprechendes Angebot an Arbeitsplätzen gegenüberzustellen, 
müssen alle sozialversicherungsrechtlichen und arbeitsrechtlichen Hindernisse bei 
der Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen abgeschafft werden. Dazu zählt z. B. die 
Schwellenwertberechnung im Kündigungsschutzgesetz. 
Pauschalversteuerungsmodelle für Geringverdiener und ein Abgleich mit staat-
lichen Sozialleistungen über ein Hinzuverdienst ermöglichendes Bürgergeldsystem 
sind daher anzustreben.
Wir schlagen darüber hinaus eine völlige Flexibilisierung des Renteneintritts-
alters vor: Die Sozialversicherungssysteme müssen darauf ausgerichtet werden, 
dass im Jahre 2020 jeder dann in den Ruhestand gehen kann, wann er dies indi-
viduell wünscht. Die schließt auch die bisher nicht bestehende Möglichkeit ein, 
Rentenansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung vererben zu können, da 
sonst ein Anreiz zum Ausnutzen der Auszahlungszeit besteht. Zu- und Abschläge 
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bei späterem bzw. früherem Renteneintritt müssen versicherungsmathematisch 
korrekt berechnet werden. 
Damit ältere Menschen auch weiterhin aktiv am Erwerbsleben teilnehmen 
können, ist eine stetige Weiterqualifizierung unverzichtbar. Lebenslanges Lernen 
und Weiterqualifizierung im Alter sind für ein längeres Verbleiben im Arbeitsleben 
eine zwingende Voraussetzung. 
Dazu sind entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen: Wer sich verpflich-
tet, länger im Arbeitsleben zu bleiben und einen entsprechenden Geldbetrag in 
eine Ausbildungsversicherung zur Weiterqualifizierung nach seinem 55. Lebensjahr 
einzahlt, soll entsprechend geminderte Beträge in die gesetzliche Rentenversiche-
rung oder – nach deren Auslaufen – in eine verpflichtende private Alterssicherung 
einzahlen müssen.
Das Sinken der Bevölkerungszahl wird nicht flächendeckend gleich verlaufen. 
Bereits jetzt zeigt sich, dass einige Regionen in weit stärkerem Maße vom demo-
graphischen Wandel betroffen sind als andere Regionen, die einen hohen Zuwachs 
an Bevölkerung aufweisen (z. B. die Region München). Dies wird sich unverändert 
fortsetzen. 
Es werden in immer stärkerem Maße demographisch ausgewogene Ballungs-
räume entstehen, während andere Gegenden immer stärker veröden. Historisch 
gesehen hat es immer wieder Wanderungsbewegungen innerhalb eines Landes 
und darüber hinaus gegeben. Auch die ungleiche Entwicklung der Bevölkerungs-
zahlen ist nichts Neues. Aus liberaler Sicht macht es keinen Sinn, diesem Prozess 
politisch entgegenzusteuern. 
Sollte diese Entwicklung tatsächlich zur Konsequenz haben, dass einige Land-
striche in Deutschland im Jahre 2050 gänzlich entvölkert sind oder nur als Frei-
zeit- oder Feriengebiet dienen, so ist dies hinzunehmen. Eine flächendeckende 
Aufrechterhaltung der vollen Infrastruktur (Bildungsangebote, Verkehrswege usw.) 
ist nicht nur ökonomisch unsinnig, sondern auch illusorisch. 
Es wird befürchtet, dass mit der Alterung der Gesellschaft ein Verlust an Inno-
vations- und Konsumpotential verbunden ist: Jüngere Menschen stellen gewohnte 
Strukturen eher in Frage als ältere Menschen, sie konsumieren mehr und sind eher 
bereit, Risiken einzugehen. 
Es wird darauf ankommen, dass gerade auch ältere Menschen durch ein längeres 
Verbleiben im Erwerbsleben und durch einen massiven Ausbau des lebenslangen 
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Lernens ihre Innovationsfähigkeit behalten. Durch ihre Erfahrung sind sie eigentlich 
viel stärker als jüngere Leute in der Lage, Strukturen in Frage zu stellen. Sie müssen 
in den Unternehmen – etwa durch Anreizsysteme – oder auch in der Öffentlich-
keit (z. B. durch entsprechende Wettbewerbe) dazu motiviert werden, bestehende 
Strukturen in Frage zu stellen und Anregungen für Neues zu geben. 
Da ältere Menschen tendenziell wirtschaftlich unabhängiger sind als jüngere 
Leute, die ihr Leben mit Investitionen in Familie, Immobilien oder Alterssicherung 
noch vor sich haben, kann es gelingen, gerade ältere Arbeitnehmer dazu zu mo-
tivieren, Risiken einzugehen und etwa im „dritten Lebensabschnitt“ noch ein Un-
ternehmen zu gründen. 
Ältere Leute konsumieren anders als jüngere Leute. Mag zwar der Wunsch nach 
einem Eigenheim oder einem neuen Auto in jungen Jahren größer sein als später, 
so ist gerade im Bereich der Inanspruchnahme persönlicher Dienstleistungen der 
Konsum im Alter steigend. Es wird daher wirtschaftlich und gesellschaftlich darauf 
ankommen, dass auf die Bedürfnisse älterer Menschen eingegangen wird. 
Letztendlich wird die Steigerung des Anteils älterer Menschen an der Gesamt-
bevölkerung die Gesellschaft insgesamt verändern. Damit ist nicht notwendiger-
weise ein Verlust an Wohlstand verbunden, wenn man aus der Grunderkenntnis die 
richtigen Schlüsse zieht. Ältere Menschen müssen gefördert und gefordert werden, 
ihren Beitrag zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Weiterentwicklung des 
Landes zu leisten. 
IV. Zukunft der Arbeitswelt 
Kaum ein anderes Thema beherrschte die wirtschafts- und sozialpolitische Debatte 
in den vergangenen Jahren so sehr wie die Arbeitsmarktpolitik. Wie erreichen wir 
ein Mehr an Beschäftigung? Wie kann in Zeiten knapper Kassen Menschen geholfen 
werden, die ihren Arbeitsplatz verloren haben? 
Weit vor den „Hartz“-Reformen haben sich die Seminarteilnehmer über die Fra-
ge Gedanken gemacht, wie man den Arbeitsmarkt wieder zu einem echten Markt 
machen kann. Das Thema beschäftigte die Seminarteilnehmer in den Jahren 2000 
und 2001 bis hin zur Bundestagswahl 2002, bei der die Vorschläge der vom dama-
ligen Personalvorstand der Volkswagen AG, Peter Hartz, geleiteten Kommission eine 
wesentliche Rolle spielten. 
Neu aufgegriffen wurde das Thema im Jahr 2005 vor dem Hintergrund der Ein-
berufung der Kommission der Bundesregierung zur Zukunft der Mitbestimmung un-
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ter der Leitung von Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, die auch nach dem Regierungswechsel 
weitergeführt wurde.
1.	 Arbeitsmarkt
Die Arbeitswelt hat sich in den vergangenen Jahren dramatisch verändert: Aus 
der Industriegesellschaft ist eine Dienstleistungsgesellschaft geworden, die sich 
zur Informations- und Wissensgesellschaft weiterentwickelt. Alte Berufsfelder in 
der Industrie sind weggefallen, neue Berufsfelder und Berufsbilder in der Informa-
tions- und Telekommunikationsbranche sind hinzugekommen. Ganze Regionen, 
wie Nordrhein-Westfalen, sind im Umbau. Eine neue Kultur der Selbstständigkeit 
entwickelt sich. Statt einer Gebundenheit in abhängiger Beschäftigung entwickelt 
sich eine Gesellschaft von Teilhabern. 
Seit einiger Zeit gibt es in Deutschland mehr Aktionäre als Gewerkschaftsmit-
glieder. Wir begrüßen diese Entwicklung nachdrücklich und sehen in ihr eine Ver-
wirklichung von Zielen liberaler Politik.
Die Politik schafft es jedoch nur sehr zögerlich, sich den neuen Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt anzupassen. Statt die neuen Entwicklungen gesetzgebe-
risch förderlich zu begleiten, wird die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt durch 
eine neu ausgebrochene Regulierungswut behindert. Hier sehen wir dringenden 
Handlungsbedarf.
Das geltende Arbeits- und Sozialversicherungsrecht erweist sich als ein immer 
stärkeres Hemmnis für eine positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. Es erweist 
sich vor allem als untauglich für die neuen Herausforderungen. Das Kündigungs-
schutzrecht und das Betriebsverfassungsrecht sind in den vergangenen Jahren nicht 
reformiert, sondern eher bürokratisiert worden. 
Das erklärte Ziel der politisch Handelnden scheint dabei zu sein, diejenigen 
bestrafen zu wollen, die risikobereit sind – wie z. B. Existenzgründer und Arbeit-
nehmer, die mehr arbeiten wollen.
Gerade diese Flexibilität ist es aber, die die Arbeitslosigkeit, das größte Problem 
Deutschlands spätestens seit den 90er Jahren, sinken lassen würde. Beispiele aus 
anderen Ländern (Niederlande, England, USA) haben dies bewiesen.
Wir fordern daher eine völlige Umgestaltung des geltenden Arbeitsrechts: Weg 
vom einzigen Paradigma der alleinigen Schutzbedürftigkeit des Arbeitnehmers hin 
zu einer echten Flexibilität für Arbeitnehmer und Arbeitgeber.
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Das geltende allgemeine Kündigungsschutzrecht, normiert im Kündigungs-
schutzgesetz, ist einzig auf den Bestandsschutz ausgelegt. Die Unterteilung in 
verhaltensbedingter, betriebsbedingter und persönlich bedingter Kündigung ver-
eitelt jedwede Flexibilität bei der Personaldisposition und verhindert somit Ein-
stellungen. 
Der Schwellenwert für die Anwendbarkeit entspringt der reinen gesetzgebe-
rischen Willkür. Ein sachlicher Grund, warum ab fünf, zehn oder zwanzig Ange-
stellten das Kündigungsschutzgesetz Anwendung finden soll und darunter nicht, 
ist nicht erkennbar.
Im Übrigen verhindern die ständigen Änderungen eine unternehmerische Pla-
nung und schwächen die Position des Arbeitnehmers in Betrieben, die eine Ange-
stelltenzahl im Grenzbereich des Schwellenwertes haben.
Wir schlagen daher vor, das Kündigungsschutzgesetz vom zwingenden zum 
dispositiven Gesetzesrecht weiterzuentwickeln. Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sollen frei aushandeln können, ob die Regelungen des Kündigungsschutzgesetzes 
auf den Arbeitsvertrag Anwendung finden sollen. Schwellenwerte werden so über-
flüssig. 
Im Übrigen ist das Kündigungsschutzgesetz der Gestalt zu verändern, dass 
der Arbeitgeber im Falle einer Anwendbarkeit des Kündigungsschutzgesetzes die 
Möglichkeit bekommen muss, auch im Wege einer ordentlichen Kündigung einen 
Angestellten wegen fehlender Leistungsfähigkeit kündigen zu können (leistungsbe-
dingte Kündigung). Bei der gerichtlichen Überprüfung ist dann eine fehlende Lei-
stungsfähigkeit als gegeben anzusehen, wenn der Arbeitnehmer trotz ernsthafter 
Bemühungen des Arbeitgebers um die erfolgreiche Mitarbeit im Betrieb (Angebot 
an Qualifizierungsmaßnahmen, Fremdsprachenkursen usw.) nicht in der Lage ist, 
die ihm qua Direktionsrecht und dem Profil der Stelle angemessene zugewiesene 
Arbeit zu erbringen. 
Bei der betriebsbedingten Kündigung ist bei der Sozialauswahl die Leistungs-
fähigkeit des Arbeitnehmers stärker als bisher zu berücksichtigen und die Auswahl 
der Gestalt zu verändern, dass daneben nur noch das Kriterium der Dauer der Be-
triebszugehörigkeit Anwendung findet. 
Das Zustimmungserfordernis des Betriebsrates im Falle einer Kündigung (§ 102 
BetrVG), das letztlich für den Arbeitnehmer ohnehin weitgehend wertlos ist und 
lediglich die Beteiligung Dritter bei einem an und für sich individuellen Vorgang 
sichert, ist ersatzlos zu streichen.
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Insbesondere in den alten Bundesländern erweist sich das geltende Tarifrecht 
als Bremse für moderne Formen der Arbeitszeitgestaltung und Arbeitsentlohnung. 
Arbeitgeberverbände wie auch Gewerkschaften haben es in der Vergangenheit 
nicht vermocht, innerhalb von Tarifverträgen wettbewerbsfähige Bedingungen für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer herzustellen. Viele Unternehmen, gerade im Bereich 
der neuen Selbstständigkeit, sind auf Auswege aus dem Tarifkartell angewiesen, 
um überhaupt wirtschaftlich überleben zu können. Andere Unternehmen wandern 
ins Ausland ab bzw. siedeln sich gar nicht erst in Deutschland an. 
Wir fordern daher, das Günstigkeitsprinzip (§ 4 III TVG) und die Möglichkeit zur 
Allgemeinverbindlicherklärung abzuschaffen. Jedwede betriebliche bzw. individuelle 
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer muss künftig zulässig sein. 
Der Flächentarifvertrag wird abgeschafft. 
Grundsätzlich können individuell verhandelbare Fragen (Entlohnung, Urlaub 
usw.) auch individuell zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ausgehandelt wer-
den. Den Arbeitnehmern steht es jedoch individuell frei, diese Kompetenz auf den 
Betriebsrat zu übertragen und diesem die Möglichkeit zu geben, für sie zu verhan-
deln (Stellvertretersystem). 
Der Art. 9 III GG und der § 77 III S. 1 BetrVG sind entsprechend anzupassen, so 
dass der Betriebsrat die Kompetenz besitzt, die Arbeitsbedingungen mit dem Ar-
beitgeber innerbetrieblich zu regeln. Einem Missbrauch dieser Regelung durch den 
Arbeitgeber wird durch das Maßregelungsverbot ein Riegel vorgeschoben. 
In diesem System wird dem Prinzip der Subsidiarität und der Privatautonomie 
endlich auch im Arbeitsrecht wieder zur Durchsetzung verholfen. Die Fragen, die 
einzelvertraglich geregelt werden können, sollen auch primär einzelvertraglich gere-
gelt werden. Der Tarifvertrag wird so zur Vorlage für einen Arbeitsvertrag, der durch 
Betriebsvereinbarung und individuell abgeändert bzw. ergänzt werden kann. 
Der Einfluss der Betriebsräte hat sich zwar einerseits als förderlich für den Be-
triebsfrieden erwiesen, ist aber andererseits auch lähmend für notwendige schnelle 
Entscheidungen innerhalb eines Betriebes. Ihr Einfluss wirkt zudem in hohem Maße 
abschreckend auf Existenzgründer, weil ein Betriebsrat bereits bei einer geringen 
Anzahl an Angestellten eingesetzt werden kann. 
Außerdem kann sie für den einzelnen Arbeitgeber zu einer nicht mehr hin-
nehmbaren Einschränkung der Privatautonomie und unternehmerischen Entschei-
dungsfreiheit führen. Um insbesondere kleineren Unternehmen die Flexibilität zu 
erhalten bzw. wiederzugeben, sollen künftig nur Unternehmen mit regelmäßig mehr 
als zwanzig Angestellten betriebsratsfähig sein. 
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Immer wieder in die Debatte gebrachte Vorschläge zur Erweiterung der Frei-
stellung von Betriebsräten werden von uns abgelehnt: die Idee des Ehrenamtes 
(§ 37 I BetrVG) beinhaltet auch die Notwendigkeit zur Opferung von Freizeit. Die 
Absenkung der Schwellenwerte bei der Freistellung von Betriebsräten hat erheb-
liche Kosten verursacht und daher Arbeitsplätze vernichtet. 
Jeglichen Vorschlägen, den Gewerkschaften eine Prozessstandschaft für die 
Rechte einzelne Arbeitnehmer einzuräumen, sind ebenso abzulehnen. Es ist nicht 
die Aufgabe einer Gewerkschaft zu entscheiden, wann sich ein Arbeitnehmer in 
seinen Rechten verletzt zu sehen hat, sondern einzig die Entscheidung und das 
Empfinden desjenigen, der betroffen ist. 
Die Ausweitung der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates auf Fragen des 
Umweltschutzes oder des Kampfes gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
führt zu keinem echten Fortschritt in diesen Bereichen, sondern verkompliziert 
eher innerbetriebliche Verfahren im Sinne der Ziele, die ohnehin weitgehend über 
individuelle Ansätze erreicht werden müssen. Zudem wird mit diesem Ansatz zum 
ersten Mal eine bislang verbotene Kompetenz für Fragen aus dem Bereich der all-
gemeinen Politik eingeführt. Das bedeutet eine starke Politisierung der Betriebsräte. 
Es ist abzusehen, dass weitere Kompetenzen nach dem Willen der Bundesregierung 
und der Gewerkschaften folgen sollen.
Frauenquoten bei der Besetzung des Betriebsrates lehnen wir ab. Natürlich ist 
eine Förderung und stärkere Beteiligung von Frauen an der Mitbestimmung wün-
schenswert, jedoch ist eine starre Quote nicht das geeignete Mittel im Hinblick 
auf das Ziel eines arbeitsfähigen Betriebsrates; in manchen Betrieben werden sich 
vielleicht nicht genügend Frauen bereit erklären, im Betriebsrat zu arbeiten. Eine 
Quasi-Zwangsverpflichtung zur Mitarbeit trägt nicht zu einem Klima von kon-
struktiver Zusammenarbeit bei. Zudem greift das Recht des Betriebsrates, Frauen-
förderpläne vorzuschlagen und diese dann zum Gegenstand der Personalplanung 
machen, zu weit. 
Der Arbeitgeber ist heute schon gesetzlich verpflichtet, Frauen und Männer 
gleich zu behandeln. Die ist eine gut gemeinte Maßnahme, aber eben eine Regu-
lierungsmaßnahme, die Frauen zu Quotenfrauen macht.
Wir fordern stattdessen ein gänzlich verändertes Betriebsverfassungsrecht, 
das den Anforderungen an eine moderne, von Teamarbeit und Teilhabe bestimmte 
Arbeitswelt gerecht wird. 
Die Bereiche, in denen der Betriebsrat ein Mitwirkungsrecht hat, sind zu ent-
rümpeln. Eine Informations- oder Anhörungspflicht ist ohnehin weitgehend wertlos, 
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weil sie eine Entscheidung des Arbeitgebers nicht verhindern kann. Umgekehrt ver-
hindert sie aber die schnelle Anpassung des Unternehmens an die Veränderung auf 
dem Markt durch komplizierte und bürokratische Verfahren, bei deren Missachtung 
der Arbeitgeber Gefahr läuft, Ordnungs- bzw. Zwangsgelder zahlen zu müssen. 
Im Übrigen führen die Mitwirkungsrechte in der heutigen Form zu so abstrusen 
Ergebnissen, dass ein Mitarbeiter, der ohne die Mitwirkung des Betriebsrates ein-
gestellt wurde, zwar individualrechtlich Mitarbeiter des Betriebes ist, jedoch vom 
Arbeitgeber keine Aufgaben im Betrieb zugewiesen bekommen darf.
Die Bereiche, die der Zustimmung des Betriebsrates unterliegen (sog. echte 
Mitbestimmungsrechte), sind zu beschränken.
So soll der Arbeitgeber Fragen der Wirtschafts- und Personalplanung wieder 
selbst entscheiden bzw. in freier Verhandlung mit dem Arbeitnehmer aushandeln 
können. Mitbestimmungsrechte gibt es fortan nur noch bei nicht individuell re-
gelbaren Fragen der Betriebsorganisation (wie z. B. Verwaltung von Sozialeinrich-
tungen, Kantinenbewirtschaftung, Rauchverbote etc.).
Wir begrüßen die positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hinsichtlich ver-
breiteter Teilzeitarbeit. Teilzeitarbeit fördert die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf, ermöglicht älteren Angestellten einen gleitenden Übergang in den Ruhestand 
und trägt dem wachsenden Wunsch nach Freizeit Rechnung. 
Wir fordern daher, alle gesetzlichen Bestimmungen, die zu Nachteilen für an 
Teilzeit interessierten Arbeitnehmern führen (insbesondere im Bereich des Sozi-
alversicherungsrechts), abzuschaffen. Einen einseitigen gesetzlichen Anspruch für 
Arbeitnehmer auf Teilzeitbeschäftigung lehnen wir ab. Er führt dazu, dass gerade 
diejenigen, die gerne von der Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung Gebrauch ma-
chen möchten (junge Mütter etc.), bei Einstellungen am allerwenigsten berücksich-
tigt werden, so dass die Idee für die Betroffenen kontraproduktiv ist. 
Als ebenfalls inakzeptabel lehnen wir den Anspruch auf bevorzugte Berück-
sichtigung von Teilzeitbeschäftigten bei der Besetzung von Vollzeitarbeitsplätzen 
im gleichen Betrieb ab. Der Arbeitgeber wird hier ganz massiv in seinem Recht auf 
Personalauswahl beschränkt.
Wir halten das Instrument eines befristeten Arbeitsverhältnisses gerade für 
junge Menschen für eine gute Möglichkeit des Einstiegs in das Arbeitsleben. Die 
Laufbahnplanung vieler Menschen sieht heute anders aus als früher. Kürzere Be-
schäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern und in verschiedenen Branchen zur 
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bewussten Erfahrungs- und Kompetenzerweiterung sind der Wunsch vieler junger 
Menschen. 
Befristete Beschäftigungsverhältnisse sind daher unbeschränkt und unbe-
schränkbar zu ermöglichen, um den Arbeitsgerichten die Möglichkeit zu nehmen, 
etwa über allgemeine Billigkeitserwägungen (§§ 138, 242 BGB) doch wieder Be-
schränkungen einzuführen. 
Gesetzliche Arbeitszeitregelungen haben insoweit eine positive Funktion, als 
sie Arbeitnehmer das für alle Menschen notwendige Maß an Freizeit sichern. Sie 
verhindern jedoch eine individuelle Arbeitszeitgestaltung und somit z. B. die bes-
sere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, indem sie die Möglichkeit zur Arbeit an 
bestimmten Tagen und zu bestimmten Tageszeiten nur unter erschwerten Bedin-
gungen zulassen. 
Gerade im Bereich der neuen Selbstständigkeit sind längere Arbeitszeiten und 
Arbeit auch abends und am Wochenende nicht nur selbstverständlich, sondern not-
wendige Bedingungen zum wirtschaftlichen Erfolg gerade in der Startphase. 
Das Arbeitszeitgesetz ist also dahingehend zu ändern, dass die gesetzlich er-
laubte Gesamtzeit der Arbeit erhöht, aber weiterhin gesetzlich verankert bleibt, 
jedoch Beschränkungen auf bestimmte Tage bzw. Tageszeiten (nur tagsüber und 
nicht am Sonntag) entfallen. 
2.	 Arbeitslosenversicherung
Die Lohnnebenkosten sind einer der stärksten Hindernisse bei der Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. Neben der Renten- und Krankenversicherung muss dabei auch die 
Arbeitslosenversicherung stärker ins Blickfeld genommen werden. Bis zur Absen-
kung des Beitrages Ende 2006 flossen 6,5 % der Bruttolohnsumme an den Versi-
cherungsträger. Wer verantwortlich handeln und die Lohnnebenkosten dauerhaft 
senken will, muss auch die Arbeitslosenversicherung reformieren. 
Wir schlagen dazu folgende Leitlinien vor:
- Die Bezugsdauer für das Arbeitslosengeld muss generell auf 12 Monate be-
grenzt werden. Die Arbeitslosenversicherung ist eine Risikoversicherung und 
kein „Sparplan“, so dass die Dauer der Beitragszahlungen bei der Berechnung 
der Bezugsdauer unbeachtlich zu sein hat. 
- Es bleibt bei der Einkommensorientierung bei der auszuzahlenden Leistung. Das 
Arbeitslosengeld ist weiterhin nach dem Lohnausfallprinzip zu berechnen.
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- Die Vermittlung der Arbeitslosen erfolgt nicht automatisch durch die Arbeits-
ämter. Durch ein freizügiges Gutscheinsystem (Beratungs- und Vermittlungs-
gutscheine) und Erfolgsprämien werden Arbeitsämter, Kommunen und private 
Vermittler möglichst frühzeitig in Wettbewerb zueinander gesetzt. Ziel der 
Umstellung muss es sein, eine möglichst gänzlich privatisierte Vermittlung 
aufzubauen. 
- Die im Moment in der Arbeitslosenversicherung enthaltenen Familienvorteile 
werden abgeschafft. Es handelt sich hier um gesamtgesellschaftliche Aufgaben, 
die außerhalb des Versicherungssystems über Steuergelder finanziert werden 
müssen.
3.	 Mitbestimmung/Corporate	Governance
Die Regelungen im Mitbestimmungsgesetz von 1976 und im Drittelbeteiligungsge-
setz, das im Jahre 2004 die entsprechenden Regelungen des Betriebsverfassungs-
gesetzes abgelöst hat, stehen vor dem Hintergrund der Einführung der Societas 
Europaea (SE) und der Rechtsprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit auf 
dem Prüfstand.
Auch wenn die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Aufsichtsräten die Akzep-
tanz unternehmerischer Entscheidungen erhöhen und damit einen Beitrag zum Be-
triebsfrieden leisten kann, besteht aufgrund des gestiegenen Standortwettbewerbs 
dringender Reformbedarf. 
Einem Unternehmen, das sich in Europa ansiedeln will, ist nicht zu vermitteln, 
warum es in Deutschland eine so gravierende Beschränkung der unternehmerischen 
Freiheit in Kauf nehmen soll, wenn es sich in anderen Ländern der EU auch ohne 
die Unternehmensmitbestimmung ansiedeln kann. 
Wir schlagen für eine Novellierung der Mitbestimmung von Arbeitnehmern im 
Aufsichtsrat folgende Leitlinien vor:
- Nur in Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeitern (derzeitige Grenze nach 
dem Drittelbeteiligungsgesetz) ist den Arbeitnehmern im Unternehmen eine 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat einzuräumen. 
- Der Anteil der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat ist in einer Verhandlung 
zwischen Anteilseignern und der Belegschaft im Unternehmen innerhalb eines 
Korridors von 0–50 % festzulegen.
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- Kommt es innerhalb eines vom Gesetzgeber festgelegten Verhandlungszeitraums 
(z. B. sechs Monaten) zu keinem Ergebnis, gilt ein Arbeitnehmeranteil von einem 
Drittel. 
- Betriebsratsmitglieder dürfen nicht Mitglied des Aufsichtsgremiums sein, das 
den Vorstand zu kontrollieren hat. Der Grundsatz der „vertrauensvollen Zusam-
menarbeit“ nach dem Betriebsverfassungsgesetz wird ad absurdum geführt, 
wenn der Betriebsratsvorsitzende über seinen Aufsichtsratssitz den Vorstand 
kontrollieren kann und soll. 
- Externe (wie etwa Vertreter von Gewerkschaften) können nur dann Mitglied 
im Aufsichtsrat werden, wenn sie von der Belegschaft gewählt werden. Den 
Gewerkschaften automatisch zustehende Sitze im Aufsichtsrat werden abge-
schafft. 
V. Nachhaltige Wirtschaft
Nicht erst die aktuelle Energiedebatte und die Diskussion über den Sinn des Atom-
ausstiegs haben die ökologische Frage neu aufgeworfen. Liberale waren es, die be-
reits in den 70er Jahren das Thema Umwelt auf die politische Agenda gesetzt haben. 
Wie kann man mit Markt- und Anreizmechanismen ökologisches Verhalten steuern? 
Leistet eine „Öko-Steuer“ einen Beitrag zur Schonung der Ressourcen, damit auch 
künftige Generationen noch in einer intakten Umwelt leben können? 
Dieses Thema spielte – als Querschnittsthema – auf verschiedenen Seminaren 
eine Rolle; insbesondere in der Zeit nach der Bundestagswahl 2002. 
Politik zu machen, bedeutet gestalten zu wollen und das Leben für sich und 
andere möglichst angenehm und zukunftssicher zu organisieren. Dass zu einer 
nachhaltigen Politik auch eine gesunde Umwelt gehört, wird von niemandem 
(mehr) bezweifelt.
Gestalten zu wollen, bedeutet damit immer auch, Verhalten zu steuern. Der 
institutionalisierten Gesellschaft, dem Staat, steht dabei im Wesentlichen nur zwei 
Mittel zur Verfügung: die Strafe und die Steuer.
So hat sich die Gesellschaft darauf verständigt, bestimmte Handlungen, die 
sie als sozial schädlich empfindet – wie etwa Diebstahl oder Betrug – unter Strafe 
zu stellen. Andere Verfehlungen verfolgt sie als Ordnungswidrigkeiten. Außerdem 
ahndet sie Verfehlungen dadurch, dass die Gesellschaft sich das Recht geschaffen 
hat, durch ihre Institutionen bestimmte Handlungen einzufordern und etwa durch 
Verwaltungszwang durchzusetzen. 
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Auch im Umweltrecht sind diese Mechanismen zu finden: Das Umweltstraf-
recht stellt bestimmte Handlungen unter Strafe, schwächere Verfehlungen werden 
als Ordnungswidrigkeiten geahndet; in den Umweltgesetzen des Bundes und der 
Länder sind zahllose Eingriffsermächtigungen zu finden, die – im schlimmsten Fall 
– bis hin zum unmittelbaren Zwang gegen Sachen oder Personen führen können.
Der Staat hat darüber hinaus nur noch die Alternative, über Steuern einzu-
greifen. Ein bestimmtes Verhalten wird individuell finanziell „belohnt“ oder „be-
straft“. 
Dabei besteht der liberale Charme darin, dass jeder prinzipiell noch frei ent-
scheiden kann, ob er bereit ist, sich der Steuerungswirkung zu widersetzen und 
die finanziellen Konsequenzen zu tragen oder nicht (mittelbare Steuerung). Inso-
fern erscheint dieses Modell gegenüber dem Eingriffsmodell als das liberalere und 
effizientere System.
Dies rechtfertigt auch Öko-Steuern: Wer meint, die Umwelt in hohem Maße 
belasten zu müssen, ist grundsätzlich frei darin, wenn er nur bereit ist, den Preis 
dafür zu zahlen. Dies macht die momentane „Öko-Steuer“, die unter der rot-grünen 
Bundesregierung eingeführt wurde, auch so falsch: Es kann hierbei keine Ausnahmen 
für Großverbraucher – also energieintensive Betriebe – geben. Wer viel verbraucht, 
muss natürlich auch zur Kasse gebeten werden. Eine Rauchersteuer mit einer Aus-
nahme für Kettenraucher wäre ebenso widersinnig. Auch wirtschaftspolitisch spricht 
alles dafür: Umweltverbrauch ist weitgehend finanziell quantifizierbar. Wenn nun 
derjenige, der Umwelt „verbraucht“ hierfür anteilig in Haftung genommen wird, 
stellt dies nichts anderes als die gerechte Einpreisung der Produktionskosten dar. 
Das hergestellte Gut kostet eben nicht nur Werkstoffe und Personal, sondern auch 
„Umwelt“. Das System, über „Verbrauchsgutscheine“ – auch Umweltlizenzen genannt 
– zu arbeiten, ist für Großverbraucher sinnvoll. Für Klein- und Endverbraucher ist 
es jedoch zurzeit (noch) untauglich.
Der internationale Wettbewerb um das beste Steuersystem spricht dafür, die 
anfallenden Kosten über „Öko-Steuern“ zu decken: Es ist bei allen namhaften 
Volkswirten Konsens, dass Deutschland die direkten Steuern (Einkommen- und 
Körperschaftsteuer) senken muss und stattdessen die indirekten Steuern gezielt 
anheben kann. 
Es ist bedauerlich, dass die rot-grüne Bundesregierung den Ruf einer „ökolo-
gischen Steuerreform“ durch ihren Umweltbürokratismus (Stichwort: Dosenpfand) 
und unsinnige Subventionen für rot-grüne Orchideenprojekte so beschädigt hat. 
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Dies sollte eine liberale Politik nicht davon abhalten, weiter an einem ver-
brauchsgerechten und marktkonformen ökologischen Umbau des Steuersystems 
festzuhalten.
VI. Bildung als Markt 
Die PISA-Studie hat das gezeigt, was sich in den Unternehmen schon lange abge-
zeichnet hat: Deutschlands Bildungssysteme sind rückständig. Dabei ist unter Exper-
ten unstrittig, dass nur gut ausgebildete Menschen eine Chance auf dem Arbeitsmarkt 
haben. Eine besondere Bedeutung hat hierbei die Hochschulbildung. Doch wer soll 
die steigenden Kosten an den Universitäten und Fachhochschulen bezahlen? Wie 
kann Chancengerechtigkeit bewahrt werden, wenn der einzelne Studierende kaum 
Möglichkeiten hat, über die Nachfrage den Preis zu steuern? Mit diesen Fragen 
beschäftigten sich die Teilnehmer – zumeist selber als Schüler, Auszubildende und 
Studenten Teil des Bildungssystems – im Jahre 2004.
Über kaum ein anderes Thema im Bereich Bildung wird so emotional gestrit-
ten wie über Studiengebühren. Befürworter von Studiengebühren weisen hierbei 
regelmäßig auf Vorbilder in anderen Ländern hin: in den USA und Großbritannien 
etwa seien Studiengebühren eine absolute Selbstverständlichkeit. Dies führe zu gut 
ausgestatteten Hochschulen, die ihre Studenten als Kunden behandeln und nicht 
als lästige Faulenzer, die sonst nichts mit sich anzufangen wüssten. 
Die Forschungsleistung sei zudem höher, weil nur durch einen guten Ruf in 
Lehre und eben auch im Bereich der Forschung zahlungswillige und zahlungskräf-
tige Studenten anzulocken seien. Es sei im Übrigen nicht einzusehen, warum jun-
ge Berufstätige über ihre Steuern mittelbar die Ausbildung derjenigen finanzieren 
sollten, die eine höhere Ausbildung anstreben und danach in der Regel auch mehr 
Gehalt bekommen. Es handele sich bei einem Studium schließlich um eine Berufs-
qualifizierung und nicht um einen Beitrag zur Allgemeinbildung. Diese Berufsqua-
lifizierung habe wie jedes andere Gut einen Preis, der von denjenigen zu tragen sei, 
die später auch von den Vorteilen profitieren können.
Eingewendet wird hiergegen vor allem der drohende soziale „Numerus-Clau-
sus“: nur Kinder reicher Eltern seien dann in der Lage, ein Studium aufzunehmen, 
wohingegen Kinder aus ärmeren Elternhäusern gezwungen seien, möglichst schnell 
eine Berufstätigkeit aufzunehmen. 
Deutschland brauche aber künftig mehr Akademiker, um im internationalen 
Wettbewerb bestehen zu können. Dabei sei es unsozial, denjenigen die Chancen 
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auf qualifizierte Stellen einzuräumen, die ohnehin schon über einen guten finan-
ziellen Hintergrund verfügten.
Aus Sicht der Anhänger von Studiengebühren sei dieses Problem jedoch lös-
bar, da es möglich sei, ärmere Studenten durch ein umfangreiches Stipendiensy-
stem so auszustatten, dass auch sie problemlos studieren könnten. Alternativ sei 
auch denkbar, Studiengebühren erst nachträglich zu erheben (sog. „nachlaufende 
Studiengebühren“). Das Studium sei dann also mit einem Kredit vergleichbar, der 
dann zurückzuzahlen sei, wenn sich die Absolventin oder der Absolvent im Beruf 
befindet und dann auch finanziell in der Lage ist, das Geld für das eigene Studium 
zu bezahlen. 
Problematisch an diesem Argument ist jedoch, dass so Studenten gezwungen 
werden, über das Studium hinweg hohe Schulden aufzutürmen, was sicherlich 
einen abschreckenden Effekt haben dürfte. Insbesondere naturwissenschaftliche 
Studiengänge (Chemie, Physik), aber auch medizinische Studiengänge sind teuer, 
da dort viel Geld, z. B. für Laborplätze, aufgewendet werden muss. Gerade in diesem 
Bereich gibt es aber den höchsten Bedarf an qualifizierten Fachkräften. 
Das Stipendiensystem in Deutschland ist außerdem extrem unterentwickelt und 
gibt über die öffentlich finanzierten politischen bzw. staatlichen Stiftungen besten-
falls höher begabten Studenten eine Chance auf eine finanzielle Unterstützung. 
Notwendig ist aber die Studienmöglichkeit auch für normal begabte Abiturienten. 
Ein privates Stipendiensystem für diese Gruppe von Studierenden ist jedoch nicht 
vorhanden, obwohl es schon heute einen Bedarf dafür gäbe.
Ein sinnvoller und die Vorteile beider Systeme miteinander verzahnendes Modell 
ist das Studiengutscheinmodell: Hierbei erhält jeder Student für sein Erststudium 
eine den Regelstudienbedarf an Vorlesungen, Seminaren und Übungen abdeckende 
Anzahl an Gutscheinen, die dann über die Semester hinweg verbraucht werden 
können. Jede Veranstaltung an der Hochschule „kostet“ eine bestimmte Anzahl an 
Studiengutscheinen. 
Die Hochschulen können die auf diese Weise eingenommenen Gutscheine wie-
derum beim Staat gegen Geld eintauschen. Studenten bekommen auf diese Weise 
eine Nachfragemacht, da die Universitäten gezwungen werden, auf die Einwerbung 
der Gutscheine hinzuwirken, um sich finanzieren zu können. 
Gleichzeitig wird ein Beitrag zur Beschleunigung der überlangen Studienzeiten 
erzielt: „Bummel“- und Langzeitstudenten werden mit den Gutscheinen nicht aus-
kommen und müssen sich dann Gutscheine von denjenigen hinzukaufen, die schnell 
und effizient studiert haben und daher noch Gutscheine übrig haben.
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Denkbar wäre auch, noch nicht verbrauchte Gutscheine für Ergänzungs- oder 
Aufbaustudiengänge nutzbar zu machen, um ein schnelles Studium zu belohnen. 
Das Erststudium bleibt damit prinzipiell kostenlos und kann durch individuelles 
Bemühen zudem noch ausgebaut bzw. ergänzt werden. 
Sollte es sich erweisen, dass aufgrund der Notwendigkeit von Ausgaben in 
anderen Bildungsbereichen, etwa im Bereich der frühkindlichen Bildung, Studien-
gebühren eingeführt werden müssen, so ist der Umfang den Hochschulen selbst 
zu überlassen. 
Die Hochschulen müssen im Rahmen der Selbstverwaltung frei sein in der Ent-
scheidung, ob und in welcher Höhe Studiengebühren für die an der Hochschule 
angebotenen Studiengänge erhoben werden. Hierbei muss auch eine Differenzie-
rung nach Fächern zulässig sein. 
VII. Finanzen und Steuern
Der Staat kann nur das verteilen, was er zuvor eingenommen hat. Tritt der Staat als 
„Wohltäter“ auf, indem er Sozialleistungen oder Subventionen gewährt, musste er 
zuvor als „Übeltäter“ auftreten und dem Einzelnen einen Teil seines erwirtschafteten 
Einkommens entziehen, wie es der Kandidat für das Amt des Finanzministers im Kom-
petenzteam von Angela Merkel zur Bundestagswahl 2005, Prof. Dr. Paul Kirchhof, 
sehr plastisch formuliert hat. 
Diese Umverteilung kann nur dann auf Dauer Akzeptanz finden, wenn der Staat 
dabei maßvoll bleibt und gerecht vorgeht. Was bedeutet dies für so zentrale Steu-
ern wie die Einkommen- und Körperschaftsteuer? Wie positioniert sich eine liberal 
verfasste Gesellschaft zur Erbschaftsteuer? Ist sie notwendig, um Chancengleich-
heit am Start zu ermöglichen? Oder verhindert sie private Vorsorge und Leistungs-
bereitschaft auch in höherem Lebensalter? Diesen Fragestellungen widmeten sich 
die Teilnehmer in den Jahren 2001, 2004 und 2005. 
1.	 Einkommensteuer	–	niedrig,	einfach	und	gerecht
Seit dem Bundesparteitag der FDP in Berlin im Jahre 1998 ist das „Drei-Stufen-Mo-
dell“ mit den Steuersätzen von 15, 25 und 35 Prozent ein Markenzeichen liberaler 
Steuerpolitik. Wir unterstützen dieses Modell und halten die damit verbundenen 
Entlastungs- und Vereinfachungswirkungen für dringend überfällig. 
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Mit dem „Berliner Entwurf“ hat die FDP im Jahre 2003 als erste Partei einen 
ausgearbeiteten Gesetzentwurf für ein niedriges, einfaches und gerechtes Steuer-
system in den Deutschen Bundestag eingebracht und damit die steuerpolitischen 
Vorstellungen umsetzungsreif gemacht. 
Die aktuelle Debatte über ein wettbewerbsfähiges Steuerkonzept hat dazu ge-
führt, dass das Konzept nun in zwei Punkten verändert werden muss: Für Einkommen 
aus selbstständiger Tätigkeit soll die dritte Stufe (also die 35 %-Stufe) entfallen. 
Damit ist mit einem Spitzensteuersatz von 25 % für selbstständige Tätigkeiten eine 
rechtsformneutrale und gleiche Besteuerung für Personengesellschaften gegenüber 
Kapitalgesellschaften gewährleistet, die schon nach geltendem Recht nur einen 
Körperschaftsteuersatz von 25 % zu entrichten haben. 
Dies – verbunden mit der Abschaffung der Gewerbesteuer, die im internatio-
nalen Vergleich ein Fremdkörper ist – ist ein mutiger und wichtiger Schritt bei der 
Stärkung des Standortes Deutschland und aus unserer Sicht auf jeden Fall unter-
stützenswert.
Auch die Forderung nach einer Abgeltungssteuer von 25 % auf Zinsen und Di-
videnden ist ein richtiger Schritt zu Entbürokratisierung und Stärkung des Finanz-
platzes Deutschland, denn die überaus bürokratischen Freistellungsaufträge und 
die Kontrollmitteilungen können ersatzlos wegfallen. Das faktisch abgeschaffte 
Bankgeheimnis kann auf diese Weise wieder hergestellt und dauerhaft erhalten 
werden. 
Allerdings bedeuten diese Änderungen auch, dass Einkünfte aus Kapital und 
aus selbstständiger Tätigkeit künftig in der Spitze niedriger besteuert werden als 
Einkünfte aus anderen Quellen, etwa aus nichtselbständiger Tätigkeit. Diese wer-
den weiterhin mit 35 % besteuert. 
Dies erscheint gleichheitswidrig, denn gerade aus liberaler Sicht kann es kein 
„gutes“ und kein „schlechtes“ Einkommen geben. Es bleibt zu prüfen, ob nicht der 
Spitzensteuersatz insgesamt auf 25 % gesenkt werden kann. Hierbei müssen aller-
dings auch fiskalische Gesichtspunkte berücksichtigt werden, damit die notwendige 
Umfinanzierung im Bereich der sozialen Sicherungssysteme, für die Steuermittel 
benötig wird, nicht in Gefahr gerät. 
Ergänzend halten wir die Abschaffung des Ehegattensplittings für erforderlich, 
denn nicht die Institution „Ehe“, sondern das Zusammenleben mit Kindern sollte 
staatlicherseits gefördert werden. Die frei werdenden Mittel können zur Senkung 
des Spitzensteuersatzes und zur gezielten Förderung der Kinderbetreuung verwen-
det werden.
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2.	 Reform	der	Erbschaftsteuer
Erben und Vererben beinhalten aus liberaler Sicht ein Dilemma: Einerseits ist das 
Vererben ein Teil der Privatautonomie und damit elementarer Bestandteil einer 
liberalen Wirtschaftsordnung, andererseits beeinträchtigt es die Chancengleich-
heit von Menschen, weil in jungen Jahren ungleiche Startbedingungen entstehen, 
die nicht auf eigener Leistung beruhen, sondern allein Produkt des Zufalls sind, in 
welche Familie jemand hineingeboren wird. 
Die Erbschaftsteuer muss einen Ausgleich zwischen diesen beiden liberalen 
Gedanken leisten. Sie greift – ähnlich wie die Einkommensteuer – dort ein, wo ein 
Zuwachs an finanzieller Leistungsfähigkeit entsteht. Ziel muss es sein, niedrige 
Erbschaften steuerlich zu entlasten und höhere Erbschaften steuerlich verhältnis-
mäßig stärker zu belasten. Eine Senkung über den gesamten Tarif ist dabei anzu-
streben. Eingriffe in die Entscheidungsfreiheit des Vererbenden – provoziert durch 
unterschiedliche Steuerklassen – sind abzuschaffen.
Voraussetzung einer gerechten Besteuerung muss die Gleichbehandlung aller 
Vermögenswerte sein. Immobilien sind daher künftig nach dem Verkehrswert zu 
besteuern, um eine Ungleichbehandlung mit anderen Vermögenswerten zu ver-
meiden. Bei der Vererbung von Unternehmen ist zu prüfen, ob Stundungs- bzw. 
Erlass- und „Abarbeitungsmodelle“ bei Unternehmensfortführung zur Sicherung 
des Fortbestands beitragen können. 
Die bisherige Unterteilung in unterschiedliche Steuerklassen ist abzuschaf-
fen. Eine Unterscheidung der Höhe der Erbschaftsteuer nach der Person des Erben 
ist ein Eingriff in die Entscheidungsfreiheit des Vererbenden. Genau wie es kein 
„gutes“ und kein „schlechtes“ Einkommen gibt, gibt es auch kein „gutes“ Erbe und 
kein „schlechtes“ Erbe.
Unterscheidungen sind bei der Höhe des nicht der Besteuerung unterliegenden 
Freibetrages geboten, weil Vorsorgeleistungen von Eltern für ihre Nachkommen 
aufgrund der auch sonst bestehenden rechtlichen Beziehungen (Unterhaltspflicht 
usw.) zu privilegieren sind. 
Wir schlagen daher folgendes Modell vor:
–	 Freibeträge
Künftig gelten folgende Freibeträge:
Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Eltern und Kinder haben einen Freibe-
trag von 350.000 Euro. Geschwister und Schwiegereltern erhalten künftig einen 
Junge_Ideen-innen-NEU-A.indd   32 07.12.2007   8:46:19 Uhr
	 Junge	Ideen	für	eine	moderne	Wirtschafts-,	Finanz-	und	Arbeitsmarktpolitik	 
Freibetrag von 20.000 Euro. Alle übrigen Erben erhalten einen Freibetrag von 5.000 
Euro. Damit werden die Freibeträge für Erbschaften innerhalb einer Familie erhöht, 
der Freibetrag für allen anderen Erben bleibt identisch. 
–	 Steuersätze
Die Unterscheidung nach Erben wird abgeschafft; Erbschaften werden einheit-
lich wie folgt besteuert:
Erbschaftsteile bis 250.000 Euro  5 %
Erbschaftsteile von 250.001 Euro–500.000 Euro  15 %
Erbschaftsteile von 500.001 Euro–25.000.000 Euro  25 %
Erbschaftsteile ab 25.000.001 Euro  35 %
Innerhalb des engsten Familienkreises (bisherige Steuerklasse I) werden niedrige 
Erbschaften damit steuerlich deutlich entlastet; höhere Erbschaften (ab 5.000.000 
Euro) werden dagegen maßvoll höher belastet. Die bisher bestehende Grenzsteuer-
belastung von bis zu 50 % bei den übrigen Erben wird deutlich zurückgefahren. 
VIII.  Markteingriffe durch wirtschaftliche 
Betätigung und Subventionen
Der Staat greift in vielfältiger Weise in die Marktwirtschaft ein: So tritt er als Unter-
nehmer auf und vergibt Subventionen. Damit entstehen Marktverzerrungen, denn 
die Vergabe einer Subvention ist immer auch eine Ungleichbehandlung des nicht-
begünstigten Dritten. Eine liberale Wirtschaftsordnung geht aber von Staatsfreiheit 
und Chancengerechtigkeit aus. Nur dann, wenn ein Marktversagen vorliegt, ist der 
Staat berechtigt, selbst tätig zu werden.
Braucht der Staat z. B. eine Bank oder funktioniert der Finanzmarkt nicht auch 
ohne staatliche Marktteilnahme? Welche Subventionen sind noch zeitgemäß? Und 
wie hat der Staat die Öffentlichkeit über seine Tätigkeit zu informieren? In den Jah-
ren 2001 und 2004 standen diese Themen auf der Agenda der Seminare.
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1.	 Privatisierung	von	Sparkassen	
Angestoßen durch den Plan des Rates der Stadt Stralsund, die Sparkasse Stralsund 
ganz oder teilweise zu veräußern, hat die Diskussion über die Privatisierung von 
Sparkassen in der jüngsten Zeit an Fahrt gewonnen. Hierzu beigetragen hat vor 
allem auch eine umfassende Debatte über die Konsequenzen aus der Veränderung 
der Märkte und der Geschäftspolitik der Kreditinstitute (Nationale Champions, Fi-
nanzstandort Deutschland).
Die Finanzknappheit der Kommunen und die allgemeine Debatte über die 
Zweckmäßigkeit von Privatisierungen staatlicher Unternehmen heizen die Debatte 
gegenwärtig zusätzlich an. Kommunalpolitiker, Wirtschaftspolitiker und der ört-
liche Mittelstand streiten über die Frage, was eine Privatisierung von Sparkassen 
regional- und strukturpolitisch für Folgen hätte.
Das Sparkassenwesen ist in allen Bundesländern in den sog. Landessparkassen-
gesetzen geregelt. Diese regeln die Gründung, die Trägerschaft und die Vorschriften 
über die innere Verfassung der Sparkassen. Die Sparkassengesetze ergänzen insoweit 
die Gemeinde- und Landkreisordnungen der Bundesländer, in denen Vorschriften 
über die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen enthalten sind. Alle Sparkas-
sengesetze regeln, dass nur die öffentliche Hand Trägerin einer Sparkasse sein kann; 
Beteiligungen Privater und die Veräußerung an Private werden ausgeschlossen. 
Gewinne von Sparkassen werden nach den Regelungen der Sparkassengesetze an 
die kommunalen Träger ausgeschüttet.
Bisher enthielten die Sparkassengesetze der Länder Regelungen über die An-
staltslast und Gewährträgerhaftung, die quasi eine Ausfallbürgschaft der öffent-
lichen Hand für Verbindlichkeiten der Sparkassen bedeuteten. Von der EU-Kom-
mission wird die Anstaltslast- und Gewährträgerhaftung als subventionsgleicher 
Tatbestand und damit als europarechtswidrig angesehen. 
Auf Basis der Verständigung, die zwischen der Bundesregierung (im Einver-
nehmen mit den Ländern) und der Europäischen Kommission über die Abschaffung 
von Anstaltslast und Gewährträgerhaftung geschlossen wurde, haben die Länder 
ihre Sparkassengesetze in den letzten Jahren mit Wirkung ab dem 19. Juli 2005 
geändert.
Traditionell besteht die Bankenlandschaft in Deutschland aus drei Säulen: den 
privaten Geschäftsbanken, den genossenschaftlich organisierten Volks- und Raiff-
eisenbanken und den öffentlich-rechtlichen Sparkassen und Landesbanken. 
Junge_Ideen-innen-NEU-A.indd   34 07.12.2007   8:46:19 Uhr
	 Junge	Ideen	für	eine	moderne	Wirtschafts-,	Finanz-	und	Arbeitsmarktpolitik	 
Gerade im Privatkundengeschäft ist der Marktanteil der öffentlich-rechtlichen 
Sparkassen außerordentlich hoch; so hat beispielsweise die Berliner Sparkasse in 
einer Stadt mit ca. 3,3 Millionen Einwohnern etwa 1,7 Millionen Kunden, also ei-
nen rechnerischen Marktanteil von ca. 50 %. 
Alle Sparkassengesetze sehen einen fest definierten öffentlichen Auftrag der 
Sparkassen vor. So sind neben der flächendeckenden Versorgung mit Finanzdienst-
leistungen auch die Förderung kultureller, sportlicher und strukturpolitischer Be-
lange als Auftrag festgeschrieben. 
Aus liberaler Sicht können aber derartige gesellschaftliche Aufgaben nicht über 
ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen finanziert werden. Diese, im vorletzten 
Jahrhundert fixierten öffentlichen Aufgaben müssen vom demokratisch gewähl-
ten Parlament (Bundestag, Landtag, Gemeindevertretung) beschlossen und über 
Haushaltsmittel finanziert werden. Die Finanzierung über die Sparkassen führt zur 
Verschleierung von Ausgaben am Parlament vorbei und damit zu Schattenhaus-
halten. 
Sparkassen haben einen hohen Marktanteil. Selbst in einem strukturschwachen 
Gebiet wie Mecklenburg-Vorpommern fanden sich Investoren, die bereit waren, die 
örtliche Sparkasse in Stralsund ganz oder teilweise zu übernehmen. 
Solche Investoren können einerseits heute noch öffentlich-rechtliche Kredi-
tinstitute, aber auch andere (private und genossenschaftliche) Wettbewerber sein. 
Insgesamt sollte der Sparkassensektor geöffnet werden, damit er – in aktiver oder 
passiver Rolle – an den anstehenden Strukturveränderungen der Kreditwirtschaft 
teilnimmt, die erforderlich sind, um den überbesetzten Markt zu bereinigen.
Umso stärker wird dies in strukturstarken Regionen, wie z. B. Köln/Bonn oder 
München, gelten. Für die Kommunen stellen die Sparkassen erhebliche wirtschaft-
liche Werte dar, die bei einer Veräußerung realisiert würden – etwa für Investitionen 
in Schulen, Kindergärten, Straßen oder zur Senkung des Defizits. 
Ein oft vorgebrachtes Argument ist die Finanzierungsfunktion der Sparkassen 
für KMUs (kleine und mittelständische Unternehmen). Während private Banken kein 
Interesse daran hätten, KMUs zu finanzieren oder nur sehr ungünstige Konditionen 
anböten, sei die örtliche Sparkasse der einzige Finanzierungsweg. 
In der Tat ist der Finanzierungsanteil der Sparkassen bei KMUs derzeit sehr 
hoch. Dazu mag auch die Verbundenheit vor Ort beigetragen haben. Lange, teil-
weise auch persönliche Kontakte mit der regionalen Sparkasse haben in der Ver-
gangenheit sicherlich ihren Beitrag dazu geleistet. 
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Dies wird sich jedoch grundlegend ändern: Mit der Einführung von „Basel II“, 
einem internationalen Abkommen des Baseler Bankenausschusses, das derzeit in 
eine EU-Richtlinie überführt wird, werden internationale Standards bei der Kredit-
vergabe verbindlich eingeführt. Diese Regelungen gelten selbstverständlich auch 
für Sparkassen. 
Diese sind also künftig – genauso wie Privatbanken – an Vorgaben bei der Ge-
währung und Preisgestaltung von Krediten gebunden, die ihrem Einfluss entzogen 
sind. Örtliche „Kungeleien“ und die Kreditvergabe an eigentlich nicht kreditwürdige 
KMUs wird es damit künftig nicht mehr geben können. Die Sparkasse kann damit 
nicht anders handeln, als es eine Privatbank tun würde. 
Ein weiteres Argument ist der angebliche oder tatsächliche Rückzug der privaten 
Banken aus der Fläche. Gerade in ländlichen Regionen seien kaum noch Privat-
banken anzutreffen, was zur Folge habe, dass die regional orientierten Sparkassen 
das einzige Kreditinstitut „vor Ort“ seien. 
Abgesehen von der Frage, ob ein Kreditinstitut „vor Ort“ in Zeiten des Internets 
und Online-Bankings noch notwendig ist, liegt einer der wesentlichen Gründe für 
das Verschwinden von Privatbanken aus der Fläche auch im Verdrängungswettbe-
werb durch die Sparkassen. 
Durch nicht marktgerechte Preisgestaltung, die auf Kosten der Ausschüttung 
der Sparkassen an die kommunalen Kassen und damit letztlich zu Lasten des Steu-
erzahlers geht, werden Privatbanken unterboten, die sich daher konsequenterwei-
se vom Markt zurückziehen. Die nicht marktgerechte Preisgestaltung wird mit der 
Implementierung von „Basel II“ ihr Ende finden. Damit steigt auch der Anreiz für 
genossenschaftliche und sonstige private Banken, sich stärker als bisher in der 
Fläche zu engagieren. 
Auch das Argument, weniger wohlhabende Schichten, wie etwa Sozialhilfeemp-
fänger, seien auf das öffentlich-rechtliche Sparkassenwesen angewiesen, erweist 
sich bei näherem Hinsehen als falsch: Einerseits ist es höchst bedenklich, wenn 
eine Sparkasse einem bereits hoch verschuldeten Kunden weiterhin Kredit gewährt, 
andererseits gibt es vielfältige Möglichkeiten, auch bei nur geringer Bonität bei 
Privatbanken ein Konto zu erhalten – etwa ein Konto auf reiner Guthabenbasis 
oder in Form eines Sparbuchs. 
Darüber hinaus haben sich alle Kreditinstitute in Deutschland bereits 1995 selbst 
verpflichtet, allen Personen unabhängig von ihrer Bonität die gleichen Konditionen 
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einzuräumen. Der Millionär und der Empfänger von Arbeitslosengeld II haben also 
die gleichen Chancen, ein Girokonto zu bekommen. 
Wer sich benachteiligt fühlt, kann sich jederzeit an die Schlichtungsstellen der 
Bankenverbände wenden. Auf diese Weise konnten in der Vergangenheit fast alle 
Streitigkeiten zur Zufriedenheit aller gelöst werden.
Das hergebrachte Sparkassenwesen muss dringend reformiert werden. Ein 
Staat, der sich auf seine Kernaufgaben besinnt, muss Schluss machen mit seiner 
Tätigkeit als Bänker. 
Die Sparkassen stellen vielfach große Werte dar, deren Realisierung dringend 
notwendige Investitionen auf der kommunalen Ebene – etwa im Bereich von Bil-
dung oder Verkehrsinfrastruktur – ermöglichen würde. 
Aus liberaler Sicht sind also die Sparkassengesetze der Gestalt zu reformieren, 
dass die Kommunen das Recht bekommen müssen, ihre Anteile an den Sparkassen 
ganz oder teilweise zu veräußern.
2.	 Subventionen
Wir sehen die jetzige Form der Vergabe- und Berichtspraxis bei Subventionen als 
gescheitert an. 
Ein undurchdringliches Geflecht von Einzelregelungen sowohl hinsichtlich der 
Vergabe- wie auch des Berichtswesens verhindert jedwede Transparenz und führt 
zur Einflussnahme von Lobbygruppen und Interessenvertretern. 
Wahlkampfversprechungen und –geschenken werden durch die gegenwärtige 
Praxis Tür und Tor geöffnet. Dies geht zu Lasten der kommenden Generationen, 
die nicht nur die finanziellen Verpflichtungen tragen müssen, sondern sich auch 
dem so verfestigten Anspruchsdenken einzelner, nicht demokratisch legitimierter 
Interessenvertreter ausgesetzt sehen.
Subventionen bedeuten grundsätzlich eine Marktverzerrung und sind somit 
lediglich in begründeten Einzelfällen zuzulassen. 
Erhaltungssubventionen sind hierbei abzulehnen, Anpassungs- und Moderni-
sierungssubventionen müssen einer gerichtlich überprüfbaren Begründungspflicht 
unterliegen. Sie sind zeitlich zu begrenzen und – wenn möglich – degressiv zu 
gestalten. 
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Nach Auslaufen der Zahlung ist eine Fortführung nur nach erneuter, aktuali-
sierter Begründung zuzulassen. Indirekte Subventionen sind direkten Subventionen 
zwingend vorzuziehen. Jede Subvention bedarf einer genau bezeichneten Gegen-
finanzierung; dies gilt auch bei indirekten Subventionen.
Der Bericht über die direkten oder indirekten Zuwendungen des Bundes an 
Dritte muss künftig umfassend sein. Alle Zuwendungen, d. h. auch die an eigene 
Unternehmen, die Bahn, an Träger von sozialen Einrichtungen, für Forschungs- und 
Entwicklungszwecke oder in Form von Bürgschaften und Garantien sind künftig in 
einem Bericht zusammenzufassen. Auch alle Steuervergünstigungen sollen künftig 
enthalten sein. Alle sonstigen (Teil-)Berichte sind entsprechend zu verschlanken 
bzw. abzuschaffen. 
Unbeschadet der weitergehenden finanz- und steuerpolitischen Forderungen 
sind ferner die zurzeit gewährten Subventionen dringend zu entrümpeln: 
– Im Bereich der Steinkohleförderung sind umgehend neue Verhandlungen mit 
den Begünstigten aufzunehmen, um die bestehende vertragliche Zahlungsver-
pflichtung des Bundes schneller enden zu lassen. Andere, vom Strukturwandel 
gleichermaßen betroffene Gegenden und Wirtschaftszweige sind nicht so lange 
und so großzügig gefördert worden. Bei der Abschaffung der Subvention muss 
angesichts der Haushaltslage auch die Möglichkeit einer fristlosen Kündigung 
aus wichtigem Grund geprüft werden.
– Die Zuschüsse für die Aufgabe der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit sind zu 
streichen. Es gilt auch hier das Prinzip der beruflichen Eigenverantwortung.
– Die Arbeitnehmersparzulage ist zu streichen. 
– Fahrten zum Arbeitsplatz sind künftig steuerlich nicht mehr absetzbar; sie sind 
als privater Konsum zu werten. Es gilt uneingeschränkt das „Werkstorprinzip“. 
Ersatzlösungen, wie die Absetzbarkeit „wie Sonderausgaben“ sind abzuleh-
nen.
– Sonntags-, Nacht- und Feiertagsarbeit sind steuerlich neutral zu behandeln.
– Der öffentliche Personennahverkehr ist mit dem normalen Umsatzsteuersatz 
zu belegen.
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